"Das Land hat rechtswidrig gehandelt"

Finanzminister sucht nach Erben für umstrittene Flurstücke

Andrea Beyerlein

POTSDAM. Ausgerechnet der linke Finanzminister Helmuth Markov hat einen Kurswechsel im Umgang mit der noch immer nicht abgeschlossenen Bodenreform-Affäre eingeleitet. Das Land will jetzt selbst aktiv werden, um Erben von Bodenreformgrundstücken ausfindig zu machen, die Ende der 90er-Jahre durch die brandenburgische Verwaltungspraxis um ihr Eigentum geprellt wurden. Dieses Vorgehen war in einem bundesweit für aufsehenerregenden Urteil des Bundesgerichtshofes 2007 als sitten- und rechtswidrig verworfen worden, einem Rechtsstaat unwürdig.

Bis zu dem Stichtag 3.Oktober 2000 hatten die ostdeutschen Länder Zeit zu prüfen, ob die auf ihrem Terrain gelegenen Bodenreform-Flächen der öffentlichen Hand oder privaten Erben zustehen. Nach geltendem Bundesrecht waren nur Nachkommen erbberechtigt, die bis 1990 selbst in der Landwirtschaft tätig waren. In Brandenburg gab es rund 82000 Flächen. Als die Zeit knapp wurde, ging die Potsdamer Verwaltung allerdings dazu über, in rund 10000 Fällen das Land auch ohne Prüfung als Eigentümer eintragen zu lassen.

In den Ruhestand verabschiedet

Ein Untersuchungsausschuss, auf Initiative der damals noch oppositionellen Linkspartei eingesetzt, stellte im Frühjahr 2009 ein nahezu beängstigendes Eigenleben der Verwaltung fest. Die Regierung hatte vom rechtswidrigen Umgang mit Bodenreformflächen nichts mitbekommen. Für den als Hauptverantwortlichen ausgemachten Abteilungsleiter allerdings hatte das keinerlei Konsequenzen. Der ist vom damaligen Finanzminister Rainer Speer (SPD) 2009 mit öffentlicher Würdigung seiner Verdienste in den regulären Ruhestand verabschiedet worden.

Der Mann zeichnete auch für den Verkauf des Kasernengeländes in Potsdam-Krampnitz verantwortlich, der mittlerweile als Immobilien-Affäre für Furore sorgt. Ein neuer Untersuchungsausschuss hat gerade seine Arbeit aufgenommen.

Finanzminister Markov will jetzt zumindest in der alten Affäre reinen Tisch machen. Vor dem Landtag hat er gestern angekündigt, bei den Bodenreform-Flächen die bislang nur schleppend vorangegangene Streichung des Landes aus den Grundbüchern bis nächsten Sommer abschließen zu wollen. In gut 4000 Fällen steht das noch aus. "Das Land hat rechtswidrig gehandelt. Das muss schnell korrigiert werden", sagte Finanzminister. Zudem will Markov dazu übergehen, auch Listen der betroffenen Flurstücke zu veröffentlichen - das fordert die Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum (ARE) seit Jahren.

Veröffentlichung im Amtsblatt

Ein erster Versuch, die Veröffentlichung von 99 Flächen im Amtsblatt der Stadt Werder, wertet Markov als Erfolg: 35 potenzielle Erben hätten sich gemeldet. Folgen soll jetzt nicht nur der Abdruck von Listen in weiteren Amtsblättern. Es wird geprüft, den gesamten Flächenbestand ins Internet zu stellen. Auch eigene Recherchen der Verwaltung soll es geben.

Der ARE-Vorsitzende Manfred von Schwerin sieht zumindest eine Chance, dass die Regierung ihre bisherige Blockadehaltung aufgibt. "Das ist ein Schritt in die richtige Richtung."

Auch CDU und Grüne sehen einen Fortschritt. Es seien aber größere Aktivitäten zur Erbenermittlung nötig, sagte CDU-Generalsekretär Dieter Dombrowski. Axel Vogel, Fraktionschef der Grünen, sagte: "Zum ersten Mal habe ich den Eindruck, das Land versucht ernsthaft, die Flächen abzugeben."
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